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SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS 
FRANCIS G. JACOBS 
vom 20. April 1989 * 

Hen Präsident, 
meine Herren Richter! 

1. Diesem Vorabentscheidungsersuchen des 
Verwaltungsgerichts Frankfurt liegt eine 
Auseinandersetzung über die Frage zu­
grunde, ob die Klägerin nach gemein­
schaftsrechtlichen Vorschriften einen An­
spruch auf eine Produktionsbeihilfe für in 
Sirup haltbar gemachte Kirschen für das 
Jahr 1983/84 hat. 

2. Der dem Rechtsstreit zugrundeliegende 
Sachverhalt wird im Vorlagebeschluß nicht 
im einzelnen dargelegt, es steht jedoch fest, 
daß die Klägerin, die Firma Stute Nah­
rungsmittelwerke GmbH & Co. KG 
(„Stute"), die Kirschen im Juli 1983 von der 
Firma Rudolf Bargstedt, Hamburg, Obster­
zeugerorganisation GmbH („Bargstedt") 
zur Verarbeitung im Wege der Haltbarma­
chung in Sirup kaufte. 

3. Die maßgebende Grundverordnung in 
dieser Rechtssache ist die Verordnung 
(EWG) Nr. 516/77 des Rates vom 14. März 
1977 über die gemeinsame Marktorganisa­
tion für Verarbeitungserzeugnisse aus Obst 
und Gemüse (ABl. 1977, L 73, S. 1). Diese 
Verordnung wurde durch die Ratsverord­
nung (EWG) Nr. 1152/78 vom 30. Mai 
1978 (ABl. 1978, L 144, S. 1) geändert, die 
eine Regelung für eine Produktionsbeihilfe 
für bestimmte Verarbeitungserzeugnisse aus 
Obst und Gemüse einführte. Die Gründe 

für die Einführung dieser Regelung werden 
in den Begründungserwägungen dieser Ver­
ordnung wie folgt dargelegt: 

„Bei einigen in den Mittelmeergebieten der 
Gemeinschaft besonders wichtigen Verar­
beitungserzeugnissen aus Obst und Gemüse 
sind die Erzeugerpreise erheblich höher als 
die der Drittländer. Es besteht die Gefahr, 
daß dieser Preisunterschied in den nächsten 
Wirtschaftsjahren fortbesteht. Die Wettbe­
werbsfähigkeit der Gemeinschaftserzeug­
nisse muß daher erhöht werden, indem 
Maßnahmen getroffen werden, die den Ab­
satz dieser Erzeugnisse zu Preisen ermögli­
chen, die gegenüber den Preisen der wich­
tigsten Erzeugerdrittländer konkurrenzfähig 
sind... 

Zu diesem Zweck ist eine Regelung für eine 
Produktionsbeihilfe einzuführen, die die 
Herstellung der betreffenden Erzeugnisse zu 
einem niedrigeren Preis ermöglicht als dem, 
der sich bei Zahlung eines einträglichen 
Preises an die Erzeuger frischer Erzeugnisse 
ergäbe. Diese Regelung muß mit einem 
Vertragssystem gekoppelt werden, das so­
wohl die regelmäßige Versorgung der Ver­
arbeitungsindustrie als auch einen Mindest­
preis gewährleistet, den die Verarbeiter den 
Erzeugern zu zahlen haben." 

4. Die wesentlichen Bestimmungen der Pro­
duktionsbeihilferegelung waren in Artikel 2 
der Verordnung Nr. 1152/78 enthalten, der 
in die Grundverordnung die neuen Artikel 

* Origmalsprache: Englisch. 
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3 a, 3 b und 3 c einfügte. Nach Artikel 3 a 
Absatz 1 wurde für die in Anhang I a auf­
geführten Erzeugnisse, die aus in der Ge­
meinschaft geerntetem Obst und Gemüse 
hergestellt werden, mit Beginn des Wirt­
schaftsjahres 1978/79 eine Produktionsbei­
hilferegelung eingeführt. Artikel 3 a Absatz 
2 lautete wie folgt: 

„Die in Absatz 1 genannte Regelung stützt 
sich auf Verträge, die in der Gemeinschaft 
einerseits die Erzeuger oder deren aner­
kannte Vereinigungen oder Verbände und 
andererseits die Verarbeiter oder deren 
rechtsgültig gebildete Vereinigungen oder 
Verbände binden. In diesen Verträgen, die 
für eine noch festzulegende Mindestzeit ge­
schlossen werden, sind die betreffenden 
Mengen der Ausgangserzeugnisse, die Staf­
felung ihrer Lieferung an die Verarbeitungs­
industrie und der den Erzeugern zu zah­
lende Preis genau anzugeben. Unmittelbar 
nach ihrem Abschluß werden die Verträge 
den von den betreffenden Mitgliedstaaten 
bezeichneten Stellen übermittelt, deren Auf­
gabe es ist, ihre Durchführung zu überprü­
fen." 

Artikel 3 a Absatz 3 schrieb die Methode 
zur Berechnung des Mindestpreises für die 
im Rahmen dieser Verträge durchgeführten 
Lieferungen vor. 

5. Artikel 3 b legte die Methode fest, nach 
der der Betrag der Beihilfe zu berechnen 
war. In Artikel 3 c war das Verfahren für 
den Erlaß der Durchführungsbestimmungen 
zu den Artikeln 3 a und 3 b, einschließlich 
der Festsetzung der Beihilfe und des Min­
destpreises, niedergelegt. 

6. Die Verordnung Nr. 1152/78 galt nicht 
für in Sirup haltbar gemachte Kirschen. 

Diese gehörten nicht zu den in Anhang I a 
aufgeführten Erzeugnissen, der durch Arti­
kel 3 dieser Verordnung in die Grundver­
ordnung eingefügt wurde. Durch die Ver­
ordnung des Rates (EWG) Nr. 1639/79 
vom 24. Juli 1979 (ABl. 1979, L 192, S. 3), 
die die Grundverordnung weiter änderte 
und in Sirup haltbar gemachte Kirschen in 
Anhang I a einfügte, wurde die Produk­
tionsbeihilferegelung auf dieses Erzeugnis 
ausgedehnt. 

7. Die Beklagte des Ausgangsverfahrens, 
vertreten durch das Bundesamt für Ernäh­
rung und Forstwirtschaft, lehnte den Antrag 
der Firma Stute auf Beihilfe hinsichtlich des 
Geschäfts mit der Firma Bargstedt mit der 
Begründung ab, zwar seien die übrigen 
Voraussetzungen der Verordnung Nr. 
516/77 in ihrer geänderten Fassung erfüllt, 
die Firma Bargstedt könne jedoch nicht als 
anerkannte Erzeugervereinigung im Sinne 
dieser Voraussetzungen angesehen werden. 
Das Bundesamt war der Ansicht, daß die 
Firma Bargstedt von Rudolf Bargstedt, dem 
Hauptgesellschafter, kontrolliert werde, der 
Großhändler und nicht Erzeuger von Obst 
und Gemüse sei. Zur maßgebenden Zeit 
habe dieser über 68 von insgesamt 103 Stim­
men entsprechend dem Gesellschaftsvertrag 
verfügt. 

8. Die Firma Stute machte demgegenüber 
geltend, daß die Firma Bargstedt von der 
Freien und Hansestadt Hamburg, einer in­
soweit zuständigen Behörde, als interven­
tionsberechtigte Erzeugerorganisation im 
Sinne der Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 
des Rates vom 18. Mai 1972 über eine ge­
meinsame Marktorganisation für Obst und 
Gemüse (ABl. 1972, L 118, S. 1) anerkannt 
worden sei. Auch beeinträchtige die Stellung 
des Hauptgesellschafters der Firma Barg-
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stedt nicht deren Eigenschaft als Erzeuger­
organisation. Die Kontrollrechte der Erzeu­
ger reichten zur Qualifizierung der Firma 
Bargstedt als Erzeugerorganisation aus. Der 
Hauptgesellschafter sei allein nicht be­
schlußfähig. Die Geschäftsführung obliege 
einem nur aus Erzeugern bestehenden Bei­
rat, der ein Vetorecht habe. 

9. In Anbetracht dieses Vorbringens hat das 
Verwaltungsgericht Frankfurt dem Gerichts­
hof folgende Fragen zur Vorabentscheidung 
vorgelegt: 

„1) Welche Mindestanforderungen muß 
eine anerkannte Vereinigung von Er­
zeugern im Sinne von Artikel 3 a Ab­
satz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 
516/77 des Rates vom 14. März 1977 
bzw. Artikel 3 a Absatz 1 der Verord­
nung (EWG) Nr. 988/84 des Rates 
vom 31. März 1984 bzw. Artikel 3 Ab­
satz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 
426/86 des Rates vom 24. Februar 1986 
erfüllen? 

Ist im Hinblick auf diese Mindestanfor­
derungen die Erzeugervereinigung des 
Artikels 3 a der Verordnung Nr. 
516/77 im Sinne des Artikels 13 der 
Verordnung Nr. 1035/72 des Rates zu 
definieren oder im Sinne des Artikels 4 
der Verordnung 1360/78 des Rates? 

2) Gehört es zu diesen Mindestanforde­
rungen, daß die Erzeuger die Möglich­
keit haben, durch Stimmenmehrheit die 
Beschlüsse der anerkannten Vereini­
gung in ihrem Sinne zu beeinflussen, 
und ist es insofern schädlich, wenn ein 
Mitglied einer solchen Erzeugerge­
meinschaft ein Nichterzeuger ist, der 
die Stimmenmehrheit hat, oder ist es 
ausreichend, wenn die Erzeuger als 
Minderheitsgesellschafter Kontrollmög­
lichkeiten und Vetorechte haben? 

3) Ist die Einhaltung dieser Mindestanfor­
derungen Voraussetzung des Entste­
hens des Beihilfeanspruchs, wenn alle 
übrigen Beihilfevoraussetzungen erfüllt 
sind, insbesondere, wenn die zuständige 
Behörde die Erzeugergemeinschaft an­
erkannt hat? Besteht insofern für die 
Erzeugergemeinschaft und ihre Käufer 
Vertrauensschutz ?" 

10. Das Vorbringen der Firma Stute, der 
Bundesregierung, der griechischen Regie­
rung und der Kommission bezieht sich nicht 
nur auf die Auslegung der Artikel 3 a, 3 b 
und 3 c der Grundverordnung in ihrer ge­
änderten Fassung, sondern auch auf eine 
ganze Reihe anderer Verordnungen, die 
sich mit der Definition von Erzeugerorgani­
sationen und damit verwandten Begriffen in 
einer Vielzahl unterschiedlicher Zusammen­
hänge befassen. Besondere Aufmerksamkeit 
wurde der Verordnung Nr. 1035/72 gewid­
met, deren Titel II die Erzeugerorganisatio­
nen betrifft. Artikel 13 der Verordnung de­
finiert diesen Begriff wie folgt: 

„Als ,Erzeugerorganisationen' im Sinne die­
ser Verordnung gelten die Organisationen 
von Obst- und Gemüseerzeugern, die auf 
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Veranlassung der Erzeuger insbesondere zu 
folgendem Zweck gegründet worden sind: 

— Förderung der Konzentration des An­
gebots sowie der Regulierung der Er­
zeugerpreise bei einem oder mehreren 
unter Artikel 1 fallenden Erzeugnissen, 

— Bereitstellung geeigneter technischer 
Hilfsmittel für die den Organisationen 
beigetretenen Erzeuger zur Aufma­
chung und Vermarktung der betreffen­
den Erzeugnisse 

und die für die den Organisationen beige­
tretenen Erzeuger die Verpflichtung vorse­
hen: 

— die gesamte Produktion des Erzeugnis­
ses oder der Erzeugnisse, die ihren Bei­
tritt begründet haben, über die Erzeu­
gerorganisation abzusetzen, wobei die 
Erzeugerorganisation jedoch die Erzeu­
ger ermächtigen kann, bei bestimmten 
Mengen von dieser Verpflichtung abzu­
weichen, 

— bei der Erzeugung und Vermarktung die 
Vorschriften anzuwenden, die die Er­
zeugerorganisation im Hinblick auf die 
qualitative Verbesserung der Erzeugnisse 
und die Anpassung der Angebotsmenge 
an die Markterfordernisse festgelegt 
hat." 

Zu beachten ist jedoch, daß diese Definition 
für die Zwecke dieser Verordnung aufge­

stellt wurde. Es ist keineswegs klar, daß sie 
auch in anderen Zusammenhängen passend 
ist. Nach Artikel 14 der Verordnung kön­
nen Mitgliedstaaten den Erzeugerorganisa­
tionen Beihilfen gewähren, um ihre Grün­
dung zu fördern und ihre Tätigkeit zu er­
leichtern; diese Organisationen nehmen, wie 
Artikel 13 selbst deutlich macht, wichtige 
Aufgaben bei der Verwaltung des Obst- und 
Gemüsemarktes war. Man kann daher er­
warten, eingehende Bestimmungen über das 
Wesen und die Arbeitsweise dieser Organi­
sationen vorzufinden. 

11. Artikel 3 a Absatz 2 der Verordnung 
Nr. 516/77 befaßt sich keineswegs mit Er­
zeugerorganisationen in diesem Sinne. Er 
bezieht sich nicht auf Erzeugerorganisatio­
nen, sondern auf „Erzeuger oder deren an­
erkannte Vereinigungen oder Verbände". 
Die Produktionsbeihilferegelung wurde nur 
deshalb in die Grundverordnung über Ver­
arbeitungserzeugnisse aus Obst und Gemüse 
aufgenommen, um es den Erzeugern dieser 
Produkte zu ermöglichen, das benötigte 
Obst und Gemüse von Gemeinschaftserzeu­
gern zu kaufen, deren Preise ohne Produk­
tionsbeihilfe durch Einfuhren aus Drittlän­
dern unterboten würden. Dies galt auch 
noch zu dem Zeitpunkt, als die Grundver­
ordnung ein weiteres Mal geändert wurde, 
und zwar durch die in den Vorlagefragen 
genannte Verordnung (EWG) Nr. 988/84 
des Rates (ABl. 1984, L 103, S. 11), in der 
mit der Wendung von den „Erzeugern oder 
ihren anerkannten Vereinigungen oder Ver­
bänden" in Artikel 3 a im wesentlichen der­
selbe Begriff wiederholt wird. Die Ratsver­
ordnung (EWG) Nr. 426/86 (ABl. 1986, 
L 49, S. 1) hob die Verordnung Nr. 516/77 
auf und ersetzte sie als Grundverordnung 
über die gemeinsame Marktorganisation für 
Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und Ge­
müse. In Titel I ist die Produktionsbeihilfe 
geregelt, und Artikel 3 Absatz 1 verwendet 
wiederum die gleichen Worte. Diese Bestim­
mungen schreiben im wesentlichen vor, daß 
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die Erzeugnisse aus Obst und Gemüse her­
gestellt worden sein müssen, das in der Ge­
meinschaft geerntet und im Rahmen von 
zwischen den Erzeugern und den Verarbei-
tern geschlossenen Verträgen gekauft 
wurde. Infolgedessen werden meiner An­
sicht nach an die Erzeuger oder ihre aner­
kannten Vereinigungen oder Verbände 
keine besonderen Anforderungen im Hin­
blick auf die Erfüllung der Voraussetzungen 
dieser Bestimmungen gestellt. Daher meine 
ich, daß die Bestimmungen anderer Verord­
nungen, die sich mit Erzeugerorganisatio­
nen und dergleichen befassen, in dieser 
Rechtssache keine Hilfe sind. Die einzige 
wesentliche Voraussetzung ist die, daß der 
Verkäufer ein Erzeuger oder eine Erzeuger­
vereinigung oder ein Erzeugerverband ist, 
Begriffe, die meines Erachtens in ihrer ge­
wöhnlichen Bedeutung zu verstehen sind. 

12. Richtig ist, daß in späteren Rechtsvor­
schriften ein Zusammenhang zwischen dem 
Begriff Erzeugerorganisation und den Be­
griffen Erzeugervereinigung und Erzeuger­
verband zu finden ist. So definiert Artikel 1 
der Verordnung (EWG) Nr. 722/88 der 
Kommission vom 18. März 1988 (ABl. 
1988, L 74, S. 49) hinsichtlich der Beihilfe 
für Tomatenverarbeitungserzeugnisse den 
Begriff „Erzeugervereinigung" wie folgt: 

„Zur Anwendung von Artikel 3 Absatz 1 a 
der Verordnung (EWG) Nr. 426/86 ist un­
ter ,Erzeugervereinigungen' folgendes zu 
verstehen: 

— gemäß Artikel 13 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1035/72 gegründete und an­
erkannte Erzeugervereinigungen; 

— Vereinigungen, die zum Abschluß der 
Verträge nach Artikel 3 gegründet wur­
den. Diese Vereinigungen sind von dem 
betreffenden Mitgliedstaat anerkannt 
worden, sofern ihre Mitglieder nicht den 
gemäß Artikel 13 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1035/72 gegründeten Er­
zeugerorganisationen angehören und 
sich verpflichten, ihre Erzeugung weder 
ganz noch teilweise von anderen Verei­
nigungen übernehmen zu lassen." 

Eine ähnliche Definition des Begriffs „Er­
zeuger oder ihre anerkannten Vereinigun­
gen oder Verbände" fehlt jedoch in den frü­
heren Rechtsvorschriften, so daß das Vor­
liegen einer besonderen Definition für ein 
anderes Erzeugnis zu einem späteren Zeit­
punkt, die zweifellos den besonderen Ver­
hältnissen des Marktes für dieses Erzeugnis 
zu diesem Zeitpunkt Rechnung trägt, mei­
ner Ansicht nach nur als Bestätigung dafür 
dient, daß die in den früheren Rechtsvor­
schriften gebrauchten Begriffe in ihrer ge­
wöhnlichen Bedeutung zu verstehen sind. 

13. Möglicherweise hat die Bezugnahme 
auf „anerkannte" Vereinigungen oder Ver­
bände wegen des Anerkennungserfordernis­
ses im Zusammenhang mit Erzeugerorgani­
sationen Verwirrung hervorgerufen. Artikel 
13 der Verordnung Nr. 1035/72 wurde 
nämlich durch Artikel 2 der Verordnung 
(EWG) Nr. 3284/83 des Rates vom 14. No­
vember 1983 (ABl. 1983, L 325, S. 1) geän­
dert, der den obengenannten Voraussetzun­
gen das Erfordernis hinzufügte, daß die Er­
zeugerorganisation „von dem betreffenden 
Mitgliedstaat anerkannt" worden sein 
mußte, und vorsah, daß diese Anerkennung 
zu erteilen war, wenn die Organisationen 
eine ausreichende Garantie für die Dauer 
und Wirksamkeit ihrer Tätigkeit boten. 
Nach den Begründungserwägungen dieser 
Verordnung sollte durch die Änderung si­
chergestellt werden, daß die vorgesehenen 
Bedingungen von Seiten der Erzeugerorga­
nisationen eingehalten wurden und der Zeit-
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raum für die Gewährung der Beihilfen ge­
nauer und angemessener festgelegt wurde. 
Auch diese Definition galt für die Gewäh­
rung von Beihilfen an die Erzeugerorganisa­
tionen selbst. 

14. Ebensowenig kann meines Erachtens 
die Verordnung (EWG) Nr. 1360/78 des 
Rates vom 19. Juni 1978 betreffend die Er­
zeugergemeinschaften und ihre Vereinigun­
gen (ABl. 1978, L 166, S. 1) unmittelbar 
herangezogen werden; denn diese wird 
zwar in den Vorlagefragen angeführt, gilt 
aber nur für bestimmte Gebiete der Gemein­
schaft, zu denen die Bundesrepublik 
Deutschland nicht gehört, nämlich für Bel­
gien, Italien und bestimmte Regionen 
Frankreichs und auch nur für bestimmte Er­
zeugnisse, die außer für Italien keine Verar­
beitungserzeugnisse aus Obst und Gemüse 
umfassen. Artikel 5 dieser Verordnung sieht 
vor, daß Erzeugergemeinschaften insbeson­
dere aus einzelnen Erzeugern bestehen müs­
sen. Artikel 5 Absatz 2 lautet: „Die betref­
fenden Mitgliedstaaten können, wenn ihre 
einzelstaatlichen Rechtsvorschriften dies 
vorsehen, Erzeugergemeinschaften anerken­
nen, denen andere als die in Absatz 1 auf­
geführten Personen angehören. In diesem 
Fall müssen die Satzungen dieser Gemein­
schaften gewährleisten, daß die in Absatz 1 
genannten Mitglieder weiterhin die Kon­
trolle über die Erzeugergemeinschaften und 
deren Beschlüsse haben." Artikel 5 Absatz 3 
bestimmt, daß Vereinigungen Zusammen­
schlüsse anerkannter Erzeugergemeinschaf­
ten sind und auf breiter Ebene die gleichen 
Ziele wie diese verfolgen. Die Ziele dieser 
Verordnung waren abermals völlig andere, 
da mit ihr schwerwiegenden strukturellen 
Angebotsmängeln bei bestimmten landwirt­
schaftlichen Erzeugnissen in bestimmten Re­
gionen begegnet werden sollte, in denen der 
Markt von einer sehr großen Anzahl klei­
ner, ungenügend organisierter Betriebe ver­
sorgt wurde. 

15. Meines Erachtens hat der Begriff der 
„anerkannten" Vereinigungen oder Ver­
bände im anderen Zusammenhang des Arti­
kels 3 a der Grundverordnung lediglich die 
Bedeutung, daß die Vereinigungen oder 
Verbände einen gewissen Grad der Dauer­
haftigkeit aufweisen müssen und nicht nur 
ad hoc zu dem Zweck gegründet worden 
sein dürfen, zu ermöglichen, daß die fragli­
chen Geschäfte die Voraussetzungen für die 
Produktionsbeihilfe erfüllen. Ebensowenig 
können die von der Kommission angeführ­
ten Rechtsvorschriften aus anderen Sektoren 
und für andere Erzeugnisse in dieser 
Rechtssache herangezogen werden. 

16. Ich meine daher, daß die eigentliche 
Frage, um die es in dieser Rechtssache geht, 
ganz einfach die ist, ob eine Gesellschaft 
wie die Firma Bargstedt als Erzeuger oder 
Erzeugervereinigung oder -verband im 
Sinne des Artikels 3 a der Verordnung Nr. 
516/77 anzusehen ist, und daß der Hinweis 
auf die Bestimmungen anderer Regelungen 
ins Leere geht. Meiner Ansicht nach schlie­
ßen die Mindestanforderungen, die eine an­
erkannte Erzeugervereinigung oder ein an­
erkannter Erzeugerverband nach Artikel 3 a 
erfüllen muß, nicht die Beteiligung eines 
Nichterzeugers an einer solchen Vereini­
gung oder einem solchen Verband aus, so­
fern die Vereinigung bzw. der Verband 
hauptsächlich aus Erzeugern besteht und 
diese deren bzw. dessen Tätigkeit kontrol­
lieren. Wird nicht nachgewiesen, daß diese 
Voraussetzungen erfüllt sind, so kann eine 
juristische Person, in der ein Großhändler 
die Mehrheit der Anteile besitzt, nicht als 
Erzeuger oder als Erzeugervereinigung oder 
-verband im Sinne dieser Bestimmungen an­
gesehen werden. Daß die juristische Person 
für die Zwecke anderer gemeinschaftsrecht­
licher Vorschriften als Erzeugerorganisation 
anerkannt wurde, ist aus den bereits ge­
nannten Gründen unerheblich. 
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17. Was die weitere Frage angeht, ob aus 
der Anerkennung der Firma Bargstedt als 
Erzeugerorganisation für die Zwecke ande­
rer gemeinschaftsrechtlicher Vorschriften 
ein Vertrauenstatbestand erwächst, so meine 
ich, daß einer juristischen Person, die nicht 
die Eigenschaft eines Erzeugers oder einer 
Erzeugervereinigung oder eines Erzeuger­
verbands besitzt, diese Eigenschaft nicht 
durch eine Anerkennung durch die Behör­
den eines Mitgliedstaats verliehen werden 
kann. Anderenfalls könnte ein Mitgliedstaat 
seinen Wirtschaftsteilnehmern den Anspruch 
auf Produktionsbeihilfe aus Gemeinschafts­
mitteln durch bloße Anerkennung verschaf­
fen. Auf jeden Fall liegt der Vorlagefrage 
der Umstand zugrunde, daß die Firma 
Bargstedt für die Zwecke anderer Rechts­
vorschriften anerkannt wurde, und es geht 
um die Frage, ob eine derartige Anerken­

nung einen Vertrauenstatbestand schafft. 
Nach meiner Auffassung könnte ein Verar-
beiter in einer — meines Erachtens im vor­
liegenden Fall nicht gegebenen — Situation, 
in der er durch das Verhalten der Behörden 
eines Mitgliedstaats zu der Annahme veran­
laßt wurde, er erfülle die Voraussetzungen 
für das Entstehen des Anspruchs auf Pro­
duktionsbeihilfe, und in der er im Vertrauen 
auf dieses Verhalten gehandelt hat, nach 
einzelstaatlichem Recht gegen die einzel­
staatlichen Behörden einen Anspruch auf 
Ersatz des ihm daraus entstandenen Scha­
dens haben. Aber selbst in diesem Fall 
würde ein derartiger Anspruch meines 
Erachtens allein auf einzelstaatlichem Recht 
beruhen; es könnte nicht geltend gemacht 
werden, das Gemeinschaftsrecht selbst be­
gründe einen derartigen Anspruch. 

18. Demzufolge sind die vom Verwaltungsgericht Frankfurt vorgelegten Fragen 
meiner Ansicht nach wie folgt zu beantworten: 

„1) Die Mindestanforderungen, die eine anerkannte Erzeugervereinigung oder ein 
anerkannter Erzeugerverband nach Artikel 3 a der Verordnung Nr. 516/77 
erfüllen muß, bringen es mit sich, daß die Vereinigung oder der Verband 
hauptsächlich aus Erzeugern bestehen muß und daß diese deren oder dessen 
Tätigkeit kontrollieren müssen. Die Bestimmungen des Artikels 13 der Ver­
ordnung Nr. 1035/72 und des Artikels 4 der Verordnung Nr. 1360/78 sind 
unerheblich. 

2) Diese Mindestanforderungen schließen nicht die Beteiligung eines Nichterzeu-
gers an einer solchen Vereinigung oder einem solchen Verband aus, sofern die 
Vereinigung oder der Verband hauptsächlich aus Erzeugern besteht und diese 
deren oder dessen Tätigkeit kontrollieren. Wird nicht nachgewiesen, daß diese 
Voraussetzungen erfüllt sind, so kann eine juristische Person, an der ein 
Großhändler die Mehrheit der Anteile besitzt, nicht als Erzeuger oder als Er­
zeugervereinigung oder -verband im Sinne dieser Bestimmungen angesehen 
werden. 
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3) Erfüllt eine juristische Person die Mindestanforderungen für eine Erzeuger­
vereinigung oder einen Erzeugerverband im Sinne des Artikels 3 a der Ver­
ordnung Nr. 516/77 nicht, so macht die Tatsache, daß die juristische Person 
für die Zwecke anderer gemeinschaftsrechtlicher Vorschriften als Erzeugeror­
ganisation anerkannt wurde, sie nicht zu einer Erzeugervereinigung oder ei­
nem Erzeugerverband im Sinne des Artikels 3 a der Verordnung Nr. 516/77. 
In dieser Hinsicht besteht kein Vertrauensschutz nach Gemeinschaftsrecht." 
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